
Krümel monster aufgepasst
Bei der woxx gi bt es seit ei ni ger Zeit
ei nen Redakti onsrau m, der völli g ver-
kekst i st. Di e Müll ei mer quell en über
mit l eeren Bahl sen-Packungen und de-
ren Bill i gdupli katen. Der Boden i st so
sehr verkrü melt, dass es nur so
kni rscht, sobal d je mand den Rau m be-

tritt. Und wäre jetzt Sommer - Kakerl aken
und andere Gour met-I nsekten fänden hi er
das rei nste Schl araffenl and auf den von
Schokol ade und Nougat-Creme versch mi er-
ten Schrei bti schpl atten. Doch wer jetzt
denkt, di e Schul d träfe di e bei den keksbe-
sessenen Redakteure, di e all e zwei Stunden
i hr Kekspensu m aufstocken müssen, u m
überkeksli che Kräfte i n i hre m verkeksten
Kreati vhi rn zu entwi ckel n - der hat si ch ge-
i rrt. Wi e nämli ch briti sche Forscher heraus-
gefunden haben, li egt es i n der Natur ei nes
jeden Kekses, zu brösel n. Und wer si ch auch
nur ei n bi sschen mit den krü meli gen Gesel -
l en beschäfti gt hat, der wei ß: Der Keks brö-
ckelt schon i n der Verpackung. Di e Physi ker
hatten di e Oberfl äche abkühl ender Kekse mit
Laserli cht bestrahlt und stellten fest: Weil
di e Außenseite der Kekse bei Abkühl en
Feuchti gkeit aus der Umgebungsl uft auf-
ni mmt, dehnen si ch di e Schi chten am Rand
aus, während genau u mgekehrt das I nnere
des Kekses bei m Abkühl en schru mpft. Damit
entsteht zwi schen den bei den Schi chten ei -
ne Spannung, di e si ch i n fei nen Ri ssen ent-
l ädt - der Keks zerbri cht. Di ese Erkennt-
ni s beruhi gt di e bei den Keksj unki es der
woxx ungemei n. Und si e fi nden es oberkek-
si g geil . Denn keks-cl ean - wer will das
schon werden?

Als Musterschüler wird
die Slowakei oft gepriesen.

Die Niedrigsteuer und
geringen Löhnekönnten
den Reformdruckauf
andere EU-Staaten
erhöhen, hoffenvor
allemNeoliberale.

"Mission erfüllt." Es war
Günter Verheugens wohl letzter
offizieller Besuch beim EU-Neu-
ling Slowakei. Nur nochfünf Wo-
chen, dann wird das osteuropä-
ische Landzwischen Donau und
Hoher Tatra gemeinsam mit
neun anderen Anwärtern i m
Brüsseler Club aufgenommen.
Mit besten Noten. "Die Slowakei
ist eineErfolgsgeschichte", lobte
der für die Erweiterung zustän-
dige EU-Kommissar vor luxem-
burgischen JournalistInnen, als
diese vergangene Woche i m
Rahmen einer Informationsreise
der EU-Kommission Bratislava
besuchten.
In der Tat hat die slowakische
Wirtschaft unter Regierungschef
Mikulas Dzurindaeineregelrech-
te Aufholjagd vorgelegt. Ging es
nach der Teilung der Tschecho-
slowakei vor elf Jahrenunter der
Regierung des Rechtspopulisten
Vladimir Meciar mit der jungen
Republik wirtschaftlich noch
steil bergab, so zählt die Slowa-
kei heute mit einemWirtschafts-
wachstumvonüber vier Prozent
zudenTurbostaatenOsteuropas
- Ergebnis radikaler Umstruktu-
rierungen in Politik und Wirt-
schaft. Privatisierte ehemalige
Staatsunternehmen, liberalisier-
te Gas- und Strommärkte, Ab-
schied vom umlagefinanzierten
Rentensystem, geschrumpfte
staatliche Gesundheitsversor-
gung - was in einigen westeuro-
päischen Ländern Jahre und
Jahrzehnte dauert, das erledig-
ten Dzurinda und seine konser-
vativ-bürgerliche Mannschaft i m
Eiltempo. Die hei mischen Märk-
te wurden für ausländische In-
vestorengeöffnet.
DiekamenschonbaldinScha-

ren. Neben den niedrigen Lohn-
kosten- einslowakischerIndust-
riearbeiter verdient durch-
schnittlich 300 Euro i m Monat -
liegt dies vor allemander neuen
Einheitssteuer, "Flat tax" ge-
nannt. Seit dem 1. Januar 2004
erhebt der Fiskus nur mehr 19
Prozent Einkommens- und Un-
ternehmenssteuer. Entscheiden-
der Vorteil i mInvestitionswett-
bewerb gegenüber Konkurren-
ten wie Tschechien, Polen oder
Ungarn undzugleich wichtigster

Grund für den jüngsten Coup:
Der südkoreanische Autobauer
Hyundai will i mnördlichen Zili-
na für insgesamt 700 Millionen
Euro sein erstes Europa-Werk
aufbauen und ist nach VWund
PSA Peugeot Citroën der dritte
Autohersteller, der auf die Slo-
wakei setzt. Das 5,6 Millionen
EinwohnerInnen zählende Land
steigt damit, gemessen an der
Bevölkerung, zumgrößtenAuto-
produzenten der Welt auf. Nach
US-Steel plant auch der Stahl-
konzern Arcelorfür rund 15 Mil-
lionen Euro in der Slowakei zu
investieren.
Was aber ausländischeInves-

toren und Anhänger des Wirt-
schaftsliberalismus aufjubeln
lässt und vomslowakischen Fi-
nanzminister Ivan Miklos gern
als vorbildlich für ganz Euro-
pa gepriesen wird, trifft ande-
re existenziell. Denn mit der
Einführung der Einheitssteuer
wurde gleichzeitig die Mehr-
wertsteuer vonzehn auf 19 Pro-
zent angehoben. Lebensmittel,
Strom, Gas und Miete wurden
über Nacht um ein Vielfa-
ches teurer - mit dramatischen
Folgen.

Armut i mOsten
"In vielen Familien reicht das

Geld zum Überleben nicht
mehr", sagt Michal Vasecka, So-
ziologe des Institute for Public
Affairs (IVO) aus Bratislava. Vor
allem die Ärmsten der Armen,
kinderreiche Roma-Familien
vorwiegendi mOstender Slowa-
kei, leiden unter den Preiserhö-
hungen. Viele von ihnen leben
ausschließlich von Sozialhilfe,
die ebenso wie das Arbeitslo-
sengeldi mZuge der Sozialrefor-
men umfast die Hälfte gekürzt
wurde. Erst jüngst gingen des-
wegen tausende Roma auf die
Straßen.
Aber nicht nur die gewalttäti-

gen Auseinandersetzungen zwi-
schen Polizei und aufgebrach-
ten RomaimFebruar warenfür
die jetzige Regierung ein erster
Vorgeschmack auf das, was ih-
nen bei anhaltendem Reform-
tempo künftig noch drohen
könnte. Auch wenn die Zusti m-

mung zum EU-Beitritt nach wie
vor groß ist - Umfragen berich-
ten von 78 Prozent Befürworte-
rInnen- die Furcht der slowaki-
schen Bevölkerung vor freier
Marktwirtschaft und Arbeitslo-
sigkeit ist geblieben. Sie steigt
sogar, je weiter mansichvonder
Hauptstadt entfernt. Kein Wun-
der, i mGegensatzzuden4,5 Pro-
zent in Boom-Town Bratislava
liegt die durchschnittliche Ar-
beitslosenquote i m Osten der
Slowakei bei über 35 Prozent.
Aufgrundder gestiegenenPreise
und weil zudemder Reallohnum
durchschnittlich zwei Prozent
gegenüber dem Vorjahr gesun-
kenist, gebenviele SlowakInnen
weniger Geld aus - volkswirt-
schaftlich betrachtet ein weite-
rer bedenklicher Nebeneffekt
des Sozialabbaus.
Der slowakische liberale

Think-Tank M.E.S.A. 10 warntein
seinem Monatsbericht vom De-
zember i m Hinblick auf die be-
vorstehenden Präsidentschafts-
wahlen am 3. April denn auch
vor einem "Popularitätsrück-
gang" der jetzigen Regierung.
Er forderte sie auf, stärker für
die Reformen bei der Bevölke-
rung zu werben. "Das Unver-
ständnis bzw. die Ablehnung der
neuen Regeln senkt nämlich de-
ren Wirkung" stellt der Bericht
nüchternfest.
Dass es sich bei der zuneh-

menden Skepsis lediglich um
Verständnisschwierigkeiten han-
delt, dürfte allerdings eine ge-
wagte These sein. Schließlich
bemerken viele Betroffenen die
Folgen der Umstrukturierungen
ganz unmittelbar i m eigenen
Geldbeutel. Es scheint, als bekä-
men es die slowakischen Neoli-
beralen mit einemPhänomenzu
tun, wie es der Warschauer So-
ziologe Jerzy Szacki bereits in
Polen beobachtet hat. Auch
dort erfuhren wirtschaftslibera-
le Ideen nach der kommunisti-
schen Ära zunächst großen Zu-
spruch. Erst als sich i mmer
deutlicher abzeichnete, dass mit
dem Umbau der Gesellschaft
auch die Zahl der enttäusch-
ten "Modernisierungsverliere-
rInnen" wuchs, etwa bei den
Bauern, schlug die anfängliche
Unterstützung in weiten Teilen
der Bevölkerung um in Ableh-
nung. Nationalistische und EU-
skeptische Parteien wie die "Sa-
moobrona" um den Populisten
Andrzej Lepper profitierten von
der verunsicherten Sti mmung.
Siegewanneninjüngsten Umfra-
gen zahlreiche Wählersti mmen
hinzu - wie derzeit auch der
Rechtspopulist Meciar, der auf
einpolitisches ComebackimAp-
ril hofft.
"Esist eingroßer neoliberaler

Feldversuch", sagt der deutsche
Sozialdemokrat Verheugen. Man
werde sehen, was dabei heraus-
kommt. Doch was so beiläufig
und distanziert aus dem Mund
des Erweiterungskommissars
klingt, ist es nicht. Die Sogwir-
kung, die von den slowakischen
Wirtschafts- und Sozialreformen
auf die gesamte EU ausgeht,
wird von der EU-Kommission
nicht einfach nur passiv beob-
achtet. Sie ist kalkulierter und
gewünschter Bestandteil eines
allgemeinen Umbaus des Euro-
Raumes. Schließlich lautet das
oberste Ziel der Lissabon-Agen-
da aus dem Jahr 2000: Die EU
soll bis 2010 zum"wettbewerbs-
fähigsten und dynamischsten
Wirtschaftsraum in der Welt"
werden.

Ines Kurschat
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BenchmarkSlowakei
EUis watching you
Nicht zur Terrorismusbekämpfung, sondern zur sozialen
und politischen Überwachung dienten ei ni ge der i n Brüs-
sel gemachten Vorschläge für mehr i nnere Sicherheit.
Diesen Vorwurf äußert die Menschenrechtsorganisati on
Statewatch am Mittwoch. Von 57 Vorschlägen, die heute
auf demEU-Gipfel verhandelt werden, hätten 27 gar nicht
explizit etwas mit Terrorismus zu tun, so etwa die totale
Überwachung der Telekommunikati on oder der Daten
von Fl ugpassagieren. "Unter dem Deckmantel des Anti-
Terrorkampfes ist die EU dabei, ei ne ganze Rei he Maß-
nahmen ei nzuführen, die eher mit Kri minalität und Über-
wachung der ganzen Bevölkerung zu haben", sagte State-
watch-Sprecher Tony Bunyan. "Nach den schrecklichen
Anschlägen von Madri d brauchen wir ei ne Antwort, die
Europa verei nt und nicht ei ne, die es teilt." Der irische
Justizmi nister Michael McDowell wies jedoch solche
Vorwürfe zurück: Bürgerliche Frei heiten und Anti-Terror-
maßnahmen seien zwei Seiten dersel ben Medaille, be-
lehrte er die Öffentlichkeit. Man könne zivile Frei heiten
nicht auf Kosten von Lei b und Leben aufrechterhalten.

Aufregung umArcelor
"Arcel or basta!" lautet die kämpferische Ansage von Déi
Lénk. Sie protestierte am Donnerstag vor dem Hauptsitz
der Arcelor gegen das angebliche Vorhaben des Stahl-
konzerns, weitere 2.000 Arbeitsplätze i n Luxemburg ab-
zubauen - und blei bt damit relativ allei n. Arcel or mag we-
der dementieren, noch bestäti gen und verweist stattdes-
sen auf die Tri partite-Sitzung am 8. April. Dort soll die
Studie zur Rentabilität und Produktivität des l uxemburgi-
schen Standortes vorgestellt werden. Komisch aber:
Die Gewerkschaften halten sich auffälli g zurück. Obwohl
Premierminister Juncker bereits verklausuliert vom Vor-
ruhestand für ausschei dende StahlarbeiterI nnen spricht -
Castegnaro und Co. spekulieren lieber darüber, wer RTL
die hei ße I nformation über die Umstrukturierung zuge-
spielt hat. Das Luxemburger Tri partite-Modell mit Arbeit-
gebern, Regierung und Gewerkschaften an ei nem Tisch
funkti oniert eben am besten hi nter verschlossenen Tü-
ren. Dabei müssen die Gewerkschaften es doch wissen:
Die geplanten Effizienzstei gerungen si nd die perfi de Kon-
sequenz ei nes gl obalisierten Kapitalismus. Nach Belgien,
Deutschland und Frankreich ist Luxemburg an der Rei he.
Dafür entstehen neue Arbeitsplätzei n Chi na und der Slo-
wakei - i mmerhi n.
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Jung, dynamischunderfolgreich- sosieht sichdie aufstrebendeSlowakei amliebsten.
(Foto: TomWagner/SIP)


